
Liebe Kolleg*innen.

im März des vergangenen Jahres hat die Renten-
kommission mit dem verpflichtenden Namen
“Verlässlicher Generationenvertrag“ ihren Bericht
vorgestellt. Dann traf die Pandemie auch die verdi
Senioren, genauer: Der Lockdown hat unsere Ar-
beitsmöglichkeiten begrenzt. Nun aber stehen die

Wahlen zum deutschen
Bundestag an, es drängt
uns, mit Euch gemeinsam
die Diskussion zu eröffnen
zum Thema „Was wird aus
unserer Rente“? Bevor wir
die gemeinsamen Ziele
beschreiben, wollen wir

die gesellschaftspolitische Bedeutung unserer Al-
terssicherung aufzeigen. 

Die Kommission hat unsere Erwartungen
nicht erfüllt

Vorab müssen wir feststellen, dass die Kommissi-
on unsere Erwartungen nicht erfüllt hat. In einigen
wenigen Empfehlungen finden wir Übereinstim-
mung, in anderen ergibt sich ein erheblicher Dis-
kussionsbedarf. Dabei ist die Absicherung des Al-

ters eines der
wichtigsten Si-
cherungsele-
mente unseres
Sozialstaates
und für eine of-
fene und demo-
kratische Ge-
sellschaft über-
lebenswichtig.
Bereits Bis-

marck hatte mit der Gründung der Retenversiche

rung 1889 zwei Ziele verbunden: Zum einen, die so-
zialen Bedürfnisse einer  wachsenden Industriege-
sellschaft zu erfüllen, zum anderen, die Gesell-
schaft innenpolitisch zu stabilisieren. Die Renten-
versicherung hat seitdem auch in politisch wech-
selhaften Zeiten ihre Leistungsfähigkeit bewiesen.
Nach dem 2. Weltkrieg wurde die Finanzierung
auf ein Umlageverfahren umgestellt und die Ren-
tenleistungen dynamisiert. Die Rente wurde so
ein sozialpolitisches und gesellschaftspolitisches
Erfolgsmodell.

Dieses Erfolgsmodell ist inzwischen durch neoli-
beral motivierte „Rentenreformen“ nachhaltig be-
schädigt worden, massive Kürzungen sind die
Folge. Darüber hinaus führte die Deregulierung
des Arbeitsmarktes zu Rentenleistungen, die in
vielen Fällen nicht mehr zum Leben reichen. In ei-
nem wirtschaftlich leistungsfähigen Deutschland
müssen wir zu-
nehmende Ar-
mut im Alter er-
leben. Und dies
in einer Zeit, in
der gesell-
schaftspolitische
Entwicklungen in
unserer jungen
Demokratie
durchaus Anlass zur Besorgnis geben.

Es wäre daher gut gewesen, wenn die Kommissi-
on nicht nur die finanzielle, sondern auch die ge-
sellschaftspolitische Bedeutung der Rentenversi-
cherung in ihre Betrachtungen einbezogen hätte.
Zu unserm Bedauern ist das unterblieben. In
ihrem Bericht bezeichnet die Kommission die ge-
setzliche Rente zwar als Kern der Alterssiche-
rung, setzt jedoch weiterhin auf zusätzliche priva-

Was wird aus unserer Rente?

Diese Frage müssen wir der Politik stellen im Jahr der Wahl zum neuen Bundestag. Wir
wollen uns an der Diskussion beteiligen. Wir wollen, dass unsere Stimme gehört wird
damit unsere Kinder und Enkelkinder ihren Ruhestand  in Würde  und Zufriedenheit

erleben dürfen.
Warum wir uns einbringen müssen, ist im nachfolgenden Text noch einmal

eindringlich geschildert.
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te Vorsorge, um das
zum Leben erforderliche
Sicherungsniveau zu er-
reichen. Dies würde wei-
tere Belastungen der Ar-
beitnehmer*innen be-
deuten, ohne dass damit
eine ausreichende Ren-

tenleistung im Alter gesichert wäre. Geringverdie-
ner blieben dabei ausgeschlossen.

Wir sind der Auffassung, dass die Leistung der
ersten Säule ein armutsfreies Leben ermöglichen
muss. Sie muss den Menschen nach jahrzehnte-
langer Arbeit ein Alter in Würde ermöglichen. Da-
zu ist Rente ein Baustein. Aus unserer Sicht je-
doch einer der wichtigsten:

Sie ist eine wesentliche Komponente moderner Ge-
sellschaftspolitik.
Die umlagefinanzierte Rente ist und bleibt ein
wichtiger Teil unseres Gesellschaftsmodells. Sie
sollte daher mehr als nur „armutsfest“ ausgestal-
tet sein.

Das System des Generationenvertrages belegt,
dass alle Gruppen unserer Gesellschaft von Jung
bis Alt in Abhängigkeit voneinander, und damit in
der Verantwortung füreinander leben. Die Finanzie-
rung der Rente sollte daher künftig unter Einbezie-
hung aller gesellschaftlichen Schichten erfolgen.

Die Krise um Corona zeigt uns die Vorteile sozial-
staatlich organisierter Gesellschaften. Sie macht
aber auch die Schwächen von Gesellschaften
sichtbar, die sich nur über Wirtschaft und Kapital,
d.h. ausschließlich über Gewinnmaximierung
und Wachstum definieren. Die Balance zwischen
Wirtschaft und Sozialem zu halten, muss daher
unser Ziel sein und bleiben.

Da die Vorschläge der Kommission nicht einstim-
mig gefasst wurden, ist Raum geblieben für eine
Diskussion zur Zukunft der Alterssicherung.

Wir sollten daher in einer Grundsatzdiskussion
klären, welche Bedeutung die Absicherung im Al-
ter für unsere Gesellschaft hat.

Wir möchten diese
Diskussion anregen:

Was wird aus unse-
rer Rente?

In welcher Gesell-
schaft wollen wir
künftig leben?

Es wäre gut wenn sich alle Bereiche unserer
Gesellschaft an dieser Diskussion beteiligen
würden, denn es betrifft die Zukunft derer, die
nach uns alt werden!

Es geht um den Erhalt unseres
Sozialstaates

Es geht um den Erhalt unserer Demokratie
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Bitte teilt uns Eure Meinung,
Bedenken, Überlegungen,
zum Thema: „Was wird aus
unserer Rente“ mit.
Dies könnt Ihr uns auf einem
dieser Wege mitteilen

E-Mail: senioren@verdi.de,
Fax: 030 6956 3411
oder als Brief:
ver.di Bereich Seniorenpolitik,
Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Wir freuen uns über Eure Antworten
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